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n Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des
Stadtrates der Stadt Nastätten
zum Bebauungsplan „Industriestraße“

gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)
Der Stadtrat der Stadt Nastätten hat im öffentlichen Teil seiner Sit-
zung am 22.02.2021 den Bebauungsplan „Industriestraße“ (Gebiets-
abgrenzung durch schwarz unterbrochene Linie, siehe beiliegender
Auszug aus der Planzeichnung; unmaßstäblich) als Satzung gemäß
§ 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Die Ausfertigung
durch den Stadtbürgermeister erfolgte am 26.02.2021.
Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung
gem. § 13a BauGB, der im beschleunigten Verfahren ohne
Umweltbericht durchgeführt wurde.
Der Bebauungsplan bedarf gemäß § 10 Abs. 2 BauGB nicht der
Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde.
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan
„Industriestraße“ in Kraft (§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB).
Der Bebauungsplan nebst der Begründung können während der
für Besucher geöffneten Dienststunden (Montag - Freitag 8:00
Uhr bis 12:00 Uhr, Donnerstag 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr) im
Gebäude der Verbandsgemeindeverwaltung, Bahnhofstraße 1,
Zimmer 116, 56355 Nastätten von jedermann eingesehen wer-
den. Jedermann kann über den Inhalt der Änderung Auskunft
verlangen.
Aufgrund der COVID-19-Pandemie bitten wir Sie aus organisa-
torischen Gründen und zur Wahrung des Hygienekonzepts um
eine telefonische Vereinbarung unter der Telefonnummer: 06772
- 802 43 oder unter der E-Mailadresse: sandra.koehler@vg-nas-
taetten.de.
Gemäß § 10a BauGB ist der Inhalt dieser ortsüblichen Bekannt-
machung auch auf der Internetseite der Verbandsgemeinde
Nastätten eingestellt unter:
https://www.vgnastaetten.de/verwaltung/buergerservice/
bekanntmachung.html
Diese Bekanntmachung erfolgt gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1
BauGB.
Um Beachtung nachstehender Hinweise wird gebeten!
56355 Nastätten, den 01.03.2021 Güllering
Verbandsgemeindeverwaltung Nastätten Bürgermeister
Hinweise:
Auf folgende Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB)
und der Gemeindeordnung (GemO) wird hingewiesen:
§ 44 BauGB (Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlö-
schen der
Entschädigungsansprüche)
Abs. 3 Satz 1 und 2:
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen,
wenn die in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch
herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich
bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.
Absatz 4:
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in
Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.
§ 214 BauGB (Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschrif-
ten über die Aufstellung des Flächennutzungsplans und
der Satzungen; ergänzendes Verfahren)
Absatz 1)
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses
Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennut-
zungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur
beachtlich, wenn
1. entgegen § 2 Absatz 3 die von der Planung berührten

Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten
bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutref-
fend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Man-
gel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens von
Einfluss gewesen ist;

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbetei-
ligung nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2, §4a Absatz 3, Absatz
4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2
Nummer 1 und § 13b, nach § 22 Absatz 9 Satz 2, § 34
Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden
sind; dabei ist unbeachtlich, wenn

Nastätten
www.nastaetten.de

n Sprechstunde des Stadtbürgermeisters
Dienstags von 15.30 Uhr bis 17.00 Uhr nur nach telefoni-
scher Vereinbarung
Wer möchte, kann auch eine Videokonferenz vereinbaren. Die
Zugangsdaten erhalten Sie über nastaetten@vg-nastaetten.de
Außerhalb der Sprechstunde steht Ihnen für allgemeine Fragen
das Vorzimmer, Tel. 80282 oder die Verbandsgemeindeverwal-
tung, Tel. 8020, zur Verfügung.
Bürozeiten Vorzimmer:
Montag bis Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Marco Ludwig, Stadtbürgermeister

n Digitale Sprechstunde des Stadtbürgermeisters
Sehr geehrte Nastätterinnen, sehr geehrte Nastätter,

die Pandemie wird uns noch
länger beschäftigen.
Ebenso schreitet die Digitalisie-
rung voran.
Um der ungewissen Zeit der
Kontaktminimierung Rechnung
zu tragen, biete ich Ihnen neben
dem telefonischen Kontakt
sowie der Kontaktaufnahme per
E-Mail das Medium WhatsApp
zusätzlich an. Dadurch möchte
ich gewährleisten, dass Ihre
Anliegen kontaktlos, aber zeit-
nah an mich herangetragen
werden können.
Bei den Anfragen und den zu
erwartenden Antworten bitte ich
Sie, zum einen die Geschäfts-
zeiten zu beachten und ggf. die
Aufbereitung der Thematik zu
berücksichtigen. Sie bekommen
in jedem Fall eine Antwort so
schnell wie möglich.
Zur Nutzung können Sie den

QR-Code scannen oder auf der Homepage unter www.nastaet-
ten.de den Link anklicken.

Ihr Stadtbürgermeister
Marco Ludwig

n Grünschnittplatz geöffnet
Liebe Bürgerinnen, liebe Bürger,
der Grünschnittplatz ist zu den gewohnten Öffnungszeiten ver-
fügbar.
Die Zeiten sind wie folgt:
Freitag ............................................ von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr
sowie
Samstag ....................................... von 10.00 Uhr bis 16.00 Uhr.

Der Grünschnitt-
platz hat geöffnet.
Die Abstands- und
Hygienemaßnah-
men sowie die Mas-
kenpflicht gelten
auch hier!

Achtung: Die Öff-
nung erfolgt unter
Auflagen! Bitte
beachten Sie die
Hinweise und hel-
fen Sie mit, dass es

zu einem geordneten Ablauf und zur Einhaltung der Abstands-
und Hygienemaßnahmen kommen kann. Andernfalls sind die
Mitarbeiter der Stadt befugt, den Grünschnittplatz kurzfristig zu
schließen.
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4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a
Absatz 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das
Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan
nicht die Zulässigkeit von Vorhabennach Spalte 1 der Anlage
1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
begründet wird; andernfalls besteht ein für die Rechtswirk-
samkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel.

Absatz 3)
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt
der Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die
Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sind, können nicht als Mängel der
Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im
Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und
auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind.
Absatz 4)
Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein
ergänzendes Verfahren zur Behebung von Fehlern auch rück-
wirkend in Kraft gesetzt werden.
§ 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vor-
schriften
Absatz 1)
Unbeachtlich werden
1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 beachtliche

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber
der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a beachtlich sind.
Absatz 2)
Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungsplans oder der Satzung
ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verlet-
zung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hinzuweisen
§ 24 GemO (Satzungsbefugnis)
Absatz 6:
Satzungen, die unter Verletzung vonVerfahrens- oder Formvorschrif-
ten dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande
gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von
Anfang an gültig zustande gekommen.Dies gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die

Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung
der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbe-
hörde den Beschluss beanstandet oder

jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften
gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich gel-
tend gemacht hat.
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht,
so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jeder-
mann diese Verletzung geltend machen. Bei der Bekanntma-
chung der Satzung ist auf die Voraussetzungen für die Geltend-
machung der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
und die Rechtsfolgen hinzuweisen.
Hinweise:
Auf folgende Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB)
und der Gemeindeordnung (GemO) wird hingewiesen:
§ 44 BauGB (Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlö-
schen der Entschädigungsansprüche)
Abs. 3 Satz 1 und 2:
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen,
wenn die in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch
herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich
bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.
Absatz 4:
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in
Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behör-
den oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt
worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich
waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind,
b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener
Informationen verfügbar sind, gefehlt haben,
c) (weggefallen)
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2
Satz 1 nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist
ausgelegt worden ist und die Begründung für die Annahme des
Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist,
e) bei Anwendung des § 4a Absatz 4 Satz 1 der Inhalt der
Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar
in das Internet eingestellt, aber nicht über das zentrale Inter-
netportal des Landes zugänglich sind,
f) bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe dar-
über, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unter-
lassen wurde oder
g) bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13,
auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b,
die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung
nach diesen Vorschriften verkannt worden sind;

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungs-
plans und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3
Absatz 2, § 5 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Absatz 5, § 9
Absatz 8 und § 22 Absatz 10 verletzt worden sind; dabei ist
unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungsplans
oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend
von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf
den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu
nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist;

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan
oder die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht
erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht
erreicht worden ist.

Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 die Begründung in
wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf
Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse
dargelegt wird.
Absatz 2)
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeacht-
lich, wenn
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen

Bebauungsplans (§ 8 Absatz 2 Satz 2) oder an die in § 8
Absatz 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstel-
lung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt
worden sind;

2. § 8 Absatz 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebau-
ungsplans aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden
ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan
ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beein-
trächtigt worden ist;

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung
von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6
nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt;

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Absatz 3 verstoßen worden
ist, ohne dass die geordnete städtebauliche Entwicklung
beeinträchtigt worden ist.

Absatz 2a)
Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach §
13a, auch in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden sind, gilt
ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes:
1. (weggefallen)
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Absatz 3 ist für

die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans unbeachtlich.
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterblei-

ben soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, gilt die Vorprüfung als ordnungs-
gemäß durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben
von § 13a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 durchgeführt worden
ist und ihr Ergebnisnachvollziehbar ist; dabei ist unbeacht-
lich, wenn einzelne Behörden oder sonstige Träger öffentli-
cher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtli-
cher Mangel.



Blaues Ländchen aktuell 20 Nr. 9/2021

Absatz 2a)
Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach
§ 13a, auch in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden
sind, gilt ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes:
1. (weggefallen)
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Absatz 3 ist für

die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans unbeachtlich.
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben

soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Absatz 1
Satz 2 Nummer 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß
durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 durchgeführt worden ist und ihr
Ergebnisnachvollziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn ein-
zelne Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht
beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein für die Rechts-
wirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel.

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a
Absatz 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das
Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan
nicht die Zulässigkeit von Vorhabennach Spalte 1 der Anlage
1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung begrün-
det wird; andernfalls besteht ein für die Rechtswirksamkeit des
Bebauungsplans beachtlicher Mangel.

Absatz 3)
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt
der Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die
Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sind, können nicht als Mängel der
Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im
Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und
auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind.
Absatz 4)
Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein
ergänzendes Verfahren zur Behebung von Fehlern auch rück-
wirkend in Kraft gesetzt werden.
§ 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vor-
schriften
Absatz 1)
Unbeachtlich werden
1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 beachtliche

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber
der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a beachtlich sind.
Absatz 2)
Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungsplans oder der Satzung
ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verlet-
zung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hinzuweisen
§ 24 GemO (Satzungsbefugnis)
Absatz 6:
Satzungen, die unter Verletzung vonVerfahrens- oder Formvorschrif-
ten dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande
gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von
Anfang an gültig zustande gekommen.Dies gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die

Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung
der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbe-
hörde den Beschluss beanstandet oder jemand die Verlet-
zung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der
Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts,
der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend
gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht,
so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jeder-
mann diese Verletzung geltend machen. Bei der Bekanntma-
chung der Satzung ist auf die Voraussetzungen für die Geltend-
machung der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
und die Rechtsfolgen hinzuweisen.

§ 214 BauGB (Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschrif-
ten über die Aufstellung des Flächennutzungsplans und
der Satzungen; ergänzendes Verfahren)
Absatz 1)
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses
Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennut-
zungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur
beachtlich, wenn
1. entgegen § 2 Absatz 3 die von der Planung berührten Belange,

die der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein
müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder
bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und
auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist;

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung
nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2, §4a Absatz 3, Absatz 4 Satz 1
und Absatz 5 Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3,
auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b,
nach § 22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35
Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn
a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behör-
den oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt
worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich
waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind,
b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener
Informationen verfügbar sind, gefehlt haben,
c) (weggefallen)
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2
Satz 1 nicht für die Dauer einer angemessenen längeren
Frist ausgelegt worden ist und die Begründung für die
Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes
nachvollziehbar ist,
e) bei Anwendung des § 4a Absatz 4 Satz 1 der Inhalt der
Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar
in das Internet eingestellt, aber nicht über das zentrale Inter-
netportal des Landes zugänglich sind,
f) bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe dar-
über, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unter-
lassen wurde oder
g) bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13,
auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b,
die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung
nach diesen Vorschriften verkannt worden sind;

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungs-
plans und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3
Absatz 2, § 5 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Absatz 5, § 9
Absatz 8 und § 22 Absatz 10 verletzt worden sind; dabei ist
unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungsplans
oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend
von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf
den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu
nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist;

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder
die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der
mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist.

Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 die Begründung in
wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Ver-
langen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dar-
gelegt wird.
Absatz 2)
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeacht-
lich, wenn
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen

Bebauungsplans (§ 8 Absatz 2 Satz 2) oder an die in § 8 Absatz
4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines
vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind;

2. § 8 Absatz 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungs-
plans aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne
dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende
geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist;

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung
von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6
nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt;

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Absatz 3 verstoßen worden
ist, ohne dass die geordnete städtebauliche Entwicklung
beeinträchtigt worden ist.
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Übersicht
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Der Bebauungsplan soll unter Anwendung des § 13a BauGB
i.V.m. § 13 Abs. 2 und 3 BauGB als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden.
Gemäß § 13a Abs. 1 S. 4-5 BauGB kann ein beschleunigtes Ver-
fahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes nur angewendet
werden, wenn keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der
Schutzgüter im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 b) BauGB oder dafür
bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder
Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50
Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.
Darüber hinaus ist die Durchführung des beschleunigten Verfah-
rens ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zuläs-
sigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz
über die Umweltverträglichkeits-prüfung oder nach Landesrecht
unterliegen. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von FFH-
Gebieten oder europäischen Vogelschutzgebieten liegen nicht vor.
Im Umfeld des Plangebiets finden sich weiterhin keine Anlagen,
die schwere Unfälle im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richt-
linie 2012/18/EU verursachen können.
Da es sich bei dem Vorhaben lediglich um die Wiedernutzbarma-
chung von Fläche durch Wohnbebauung handelt, wird mit dem
Bebauungsplan auch nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begrün-
det, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen.
Von der Durchführung einer Umweltprüfung im Sinne des § 2 Abs.
4 BauGB und der Erstellung eines Umweltberichtes nach § 2a
BauGB wird daher abgesehen.
Der Bebauungsplanentwurf des Planungsbüros WSW & Partner
GmbH, Kaiserslautern wur-de in der Stadtratssitzung im öffentli-
chen Teil am 22.02.2021 gebilligt und zur Durchführung der Betei-
ligung der Öffentlichkeit nach § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 13
Abs. 2 Nr. 1 BauGB und § 13 Abs. 2 Nr. 2, Alternative 2 BauGB
durch Auslegung der Planunterlagen und der von der Planung
berührten Behörden und andere Träger öffentlicher Belange nach
§ 13 Abs. 2 Nr. 3, 2. Alternative BauGB durch Unterrichtung und

n Bekanntmachung im Verfahren des Bebauungsplanes
„Süd-Ost, 1. Änderung“ der Stadt Nastätten

a. Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Süd-
Ost, 1. Änderung“ der Stadt Nastätten gem. § 2 Abs. 1
Satz 2 Baugesetzbuch (BauGB),

b. der Verfahrensbestimmung vereinfachtes Verfahren
gemäß § 13a BauGB

c. zur Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 13a Abs. 3 Nr.
2 und § 13 Abs. 2 Nr. 2, 2. Alternative BauGB i.V.m. § 3
Abs. 2 BauGB

Der Stadtrat der Stadt Nastätten hat im öffentlichen Teil seiner Sit-
zung am 24.08.2020 beraten und beschlossen den Bebauungs-
plan „Süd-Ost, 1. Änderung“ i.S.d. § 1 Abs. 3 BauGB i. V. mit § 2
Abs. 1 Satz 1 BauGB aufzustellen. Das Plangebiet des vorliegen-
den Bebauungsplanes „Süd-Ost, 1. Änderung“ umfasst eine
Baulücke in Form eines Spielplatzes innerhalb der Stadt Nastät-
ten. Die Stadt beabsichtigt, die Fläche von rund 0,06 ha, gemäß
der geplanten Nutzung anzupassen. Die Lageübersicht kann der
nachfolgenden Abbildung entnommen werden. Zum Planungsziel
wird hiermit aus der Begründung des Bebauungsplanes zitiert:
„Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Süd-Ost, 1. Änderung“
sollen in der Stadt Nastätten die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen geschaffen werden, um eine Fläche in innerörtlicher Lage
zu entwickeln. Die Maßnahme dient der Nachverdichtung von Flä-
chen im Innenbereich und ist somit als Maßnahme der Innenent-
wicklung zu bewerten. Der Planbereich des vorliegenden Bebau-
ungsplanes umfasst eine Freifläche, welche aktuell als Spielplatz
ausgewiesen ist und am südlichen Rand der Stadt situiert ist.
Die vorliegende Fläche ist als Baulücke zu bewerten. Somit eignet
sich das Gelände für eine Nachverdichtung in Form von Wohnen,
da diese Nutzung mit dem unmittelbaren Umfeld korrespondiert.
Die geplante Wohnnutzung soll helfen, der bestehenden Nachfrage
nach zusätzlichem Wohnraum innerhalb der Stadt gerecht zu wer-
den. Da es sich um eine Innenbereichsfläche handelt, wird mit der
Planung zugleich dem Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund
und Boden entsprochen, da wertvolle Außenbereichsflächen vor
einer Überbauung verschont werden.“
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Aufforderung zur Stellungnahme sowie zur interkommunalen
Abstimmung nach § 2 Abs. 2 BauGB freigegeben.
Der derzeit rechtsgültige Flächennutzungsplan der Verbandsge-
meinde Nastätten weist für den Geltungsbereich eine Wohnbau-
fläche aus.
Dementsprechend wird der Bebauungsplan aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt.
Die Lage und Abgrenzung des Plangebietes ist im beigefügtem
Kartenwerk (unmaßstäblich) durch eine schwarz unterbrochene
Linie gekennzeichnet.
Die Öffentlichkeit kann sich bei der Verbandsgemeindeverwaltung
Nastätten (Adresse etc. siehe unten!) über die allgemeinen Ziele
und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung
informieren und zur Planung bis 18.03.2021 äußern (§ 13a Abs. 3
Nr. 2 BauGB).
Zur Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB wird die
aktuelle Entwurfsfassung des Bebauungsplanes (Planzeichnung,
textliche Festsetzungen nebst Begründung) in der Zeit vom
Freitag, den 19.03.2021 bis einschließlich Montag, den
19.04.2021
während den Sprechzeiten (Mo-Fr 8:00-12:00 Uhr; Mo-Mi 14:00-
15:30 Uhr; Do 14:00-18:00 Uhr) im Gebäude der Verbandsgemein-
deverwaltung, Bahnhofstraße 1, 56355 Nastätten – Zimmer 116
oder 117 – zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich ausgelegt.
Während der Auslegungsfrist können zu den Planentwürfen Stel-
lungnahmen schriftlich vorgebracht und nach Terminvereinbarung
mündlich zu Protokoll gegeben werden.
Aufgrund der COVID-19-Pandemie bitten wir Sie aus organi-
satorischen Gründen und zurWahrung des Hygienekonzepts

um eine telefonische Vereinbarung unter der Telefonnummer:
06772 – 802 43 oder unter der E-Mailadresse: sandra.koeh-
ler@vg-nastaetten.de.
Ebenfalls können die Planentwürfe in Papierform angefordert
werden.
Ergänzend sind die erforderlichen Detailunterlagen zur Aufstellung
des Bebauungsplanes „Süd-Ost, 1. Änderung“ der Stadt Nastät-
ten im Internet unter
1. https://www.vgnastaetten.de/verwaltung/buergerservice/

offenlagen.html
2. www.geoportal.rlp.de bis zum 19.04.2021 einsehbar und

als pdf-Dateien abruf- und herunterladbar.
Im Auslegungszeitraum haben Einwohner*innen und Bürger*innen
die Gelegenheit, die Planung zu erörtern, hierzu Stellung zu neh-
men und Anregungen und Bedenken zu äußern.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt blei-
ben (§ 4a Abs. 6 BauGB). Es ergeht außerdem der rechtliche Hin-
weis, dass ein späterer Antrag zur Einleitung des Normenkontroll-
verfahrens nach § 47 VwGO, der diesen Bebauungsplan zum
Gegenstand hat, unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht
hat, aber hätte (rechtzeitig) geltend machen können.
Nastätten, den 01.03.2021
Verbandsgemeindeverwaltung

Nastätten
(Güllering)

Bürgermeister

Planzeichnung mit Gebietsabgrenzung
Bebauungsplan „Süd-Ost, 1. Änderung“
der Stadt Nastätten
Verfahrensstand: § 13a BauGB i.V.m. §
3 Abs.2 BauGB
Maßstab hier: unmaßstäblich
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n Neues aus dem Stadtarchiv

Im Rahmen des Umbaus des REWE Marktes am Marktplatz
wurde im Oktober die Fassade im Eingangsbereich sowie an
drei Türen im Innenbereich mit historischen Bildern aus dem
Stadtarchiv gestaltet. Für die historischen Bilder gab es viel
Zustimmung aus der Bevölkerung, daher bat uns REWE bzw.
die zuständige Werbeagentur Josch um weitere Bilder. Diesmal
sollten es jedoch Motive aus der Gegenwart in schwarz-weiß

Post
Die Post AG wird durch die Straßenverkehrsbehörde über die
Sperrung informiert.
Müllabfuhr
Wir bitten die Anwohner der abgesperrten Bereiche im Sau-
erbornsweg ihre Abfallsammelbehälter zu den jeweiligen
Abfuhrterminen an die nächstgelegene Absperrung zu brin-
gen, so dass eine Leerung der Abfallsammelbehälter erfol-
gen kann.
Öffentlicher Personennahverkehr
Die Bushaltestelle „Schulzentrum (IGS Nastätten)“ kann nur ein-
geschränkt angefahren werden. Es werden entsprechende
Behelfshaltestellen eingerichtet
Die Nutzer des öffentlichen Personennahverkehrs werden um
Beachtung und Verständnis für die unvermeidbaren Einschrän-
kungen und Unannehmlichkeiten gebeten.
Die Verkehrsteilnehmer und Anwohner bitten wir um Beach-
tung und Verständnis für die unvermeidbaren Einschränkun-
gen und die mit der Baumaßnahme einhergehenden Beein-
trächtigungen.

Nastätten, 01.03.2021
Marco Ludwig, Stadtbürgermeister Nastätten

n Amtliche Bekanntmachung
Vollsperrung des Sauerbornsweg in Nastätten
Die Stadt Nastätten informiert, dass die Straße „Sauerborns-
weg“ für den Gesamtverkehr

ab dem 08.03.2021,
für ca. 18 Monate abschnittsweise

voll gesperrt wird. Informationen werden auf der Homepage der Stadt
Nastätten unter www.nastaetten.de/sauerbornsweg veröffentlicht.

Die auszuführenden Kanal-, Wasserlei-
tungs- und Straßenbauarbeiten können
aufgrund der sehr umfangreichen Arbei-
ten und aus Gründen des Arbeitsschut-
zes nur unter einer Vollsperrung erfolgen.
Halteverbot
In folgenden Straßenabschnitten wird für
die jeweilige Dauer der Baumaßnahme,
aus Gründen der Leichtigkeit des Ver-
kehrs, ein beidseitiges Halteverbot ein-
gerichtet:

Schillerstraße (von Sauerbornsweg bis Schwalbacher Straße)
AmWeinberg (von Oberstraße bis Schwalbacher Straße)
Goethestraße (von Sauerbornsweg bis Schwalbacher Straße)

sein, da diese besser zur Optik des Gebäudes passen. Es
wurde sich auf drei Motive verständigt: Synagogenplatz mit
Brunnen 4 Jahreszeiten vom Künstler Paul Müller-Brand, zum
Gedenken an das Schicksal unsere jüdischen Mitbürger.
1. Hier Stand die Synagoge von 1904 bis 1938.
2. Aussichtspunkt Schutzhütte „Hollerberg“ Nastätten. Der Hol-

ler bietet einen der schönsten Aussichtspunkte über die
Gemarkung. Er ist Ausgangspunkt für ausgedehnte Spa-
ziergänge z.B. zum Segelflugplatz Nastätten.

3. Bürgerhaus Nastätten. Von der Stadt Nastätten 1928 als
neues Volksschulgebäude erbaut, wurde es 1986 durch
einen großzügigen Anbau zum Bürgerhaus und 2016
saniert.


